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Große Anfrage 

der Abgeordneten Roth, Dr. Jens, Frau Blunck, Dr. von Bülow, Catenhusen, 
Collet, Dreßler, Dr. Ehrenberg, Fischer (Homburg), Grunenberg, Ibrügger, 

Jung (Düsseldorf), Junghans, Frau Dr. Martiny-Glotz, Meininghaus, Menzel, 

Dr. Mitzscherling, Nagel, Poß, Rapp (Göppingen), Reuschenbach, Rohde 
(Hannover), Frau Simonis, Frau Dr. Skarpelis-Sperk, Stahl (Kempen), Stockleben, 
Urbaniak, Vahlberg, Vosen, Wolfram (Recklinghausen), Zeltler, Dr. Vogel 
und der Fraktion der SPD 


Sicherung vorhandener und Schaffung neuer Arbeitsplätze durch eine aktive 
Industriepolitik 


Die Überwindung der Arbeitslosigkeit ist in der Bundesrepublik 
Deutschland und weltweit die zentrale Herausforderung der Wirt- 
schafts- und Finanzpohtik. Die wirtschafthchen Erfahrungen seit 
Mitte der 70er Jahre haben deuthch gemacht, daß eine globale 
Beeinflussung des Wirtschaftsablaufs allein nicht mehr ausreicht, 
um den bereits bestehenden hohen Sockel von Arbeitslosigkeit 
bei den starken Strukturveränderungen in der internationalen 
Arbeitsteilung, den rationahsierungsbedingten Freisetzungen von 
Arbeitskräften, der weiteren Zunahme von Erwerbspersonen aus 
den geburtenstarken Jahrgängen durch hinreichendes Wachstum 
zu kompensieren und von daher eine dauerhafte Verbesserung 
der Arbeitsmarktlage zu erreichen. Gerade im Verarbeitenden 
Gewerbe und Bergbau findet seit Anfang der 70er Jahre ein 
ständiger Abbau von Arbeitsplätzen statt, ohne daß bei den 
Dienstleistungen hinreichend neue Arbeitsplätze geschaffen wer- 
den. Ein wesentlicher Teil der Arbeitslosigkeit in der Bundesrepu- 
bhk Deutschland geht auf strukturelle und nicht nur auf konjunk- 
turelle Ursachen zurück. Besonders betroffen hiervon sind die 
klassischen Industrieregionen für Kohle und Stahl, Schiffbau und 
Textilwirtschaft an Rhein und Ruhr, an der Saar, an der Küste und 
am Zonenrand. 

Tiefgreifende strukturelle Umstellungs- und Anpassungserforder- 
nisse machen eine Ergänzung der Globalsteuerung durch eine 
zukunftsorientierte staatliche Industriepoütik zur Sicherung vor- 
handener und Schaffung neuer Arbeitsplätze erforderhch. Zur 
sozialverträghchen Bewältigung des Strukturwandels ist darüber 
hinaus die Erarbeitung einer in sich geschlossenen strukturpoh- 
tischen Konzeption notwendig, die die Bereiche der Sektoral-, 
Technologie-, Regional- und der Pohtik für kleine und mittlere 
Unternehmen umfaßt und aufeinander abstimmt. 
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USA, Japan und einige europäische Länder unternehmen ganz 
offensichtlich verstärkte nationale Anstrengungen, die technolo- 
gische Entwicklung in zukunftsträchtigen Schwerpunktbereichen 
(Kommunikationswesen, Glasfaser- und Laser-, Bio- und Gen- 
technologie sowie Umweltschutz) zur Modernisierung der Volks- 
wirtschaft vor anzu treiben und weltweit neue Märkte zu erschlie- 
ßen. Die Bundesrepubhk Deutschland als stark exportabhängiges 
Land kann sich diesem technologischen Wettlauf keineswegs 
entziehen, wenn sie auf den Zukunftsmärkten international wett- 
bewerbsfähig bleiben und somit Beschäftigung und Realeinkom- 
men sichern will. Dies trifft auch für die EG insgesamt zu. Die 
französische Regierung hat zur neuen technologischen Zusam- 
menarbeit in Europa in einem Memorandum entsprechende Vor- 
schläge gemacht, die Finanzierungsfrage aber noch offen gelas- 
sen. In der gezielten Erschließung neuer Wachstumsfelder hegen 
ebenso wie im Dienstleistungsbereich in der Bundesrepubhk 
Deutschland wie in Europa neue Beschäftigungschancen für die 
Zukunft. 

Weltweite wirtschafthche Veränderungen und rascher technolo- 
gischer Wandel beeinflussen die einzelnen Sektoren und Regio- 
nen und auch die Unternehmen je nach ihrer Betriebsgröße unter- 
schiedhch. Verstärkte Anstrengungen zur Modernisierung der 
Volkswirtschaft sind jedoch kein Selbstzweck, sondern sie haben 
gleichzeitig auch im Dienste der Humanisierung des Arbeits- 
lebens, der Sicherheit am Arbeitsplatz und eines schonenden 
Umgangs mit natürhchen HilfsqueUen zu stehen. Um einen stetig 
imd sich nicht abrupt vohziehenden Strukturwandel zu ermög- 
hchen, ist zu gewährleisten, daß die Arbeitnehmer ihre Interessen 
an der Sicherung vorhandener und Schaffung neuer Arbeits- 
plätze, an der Weiterentwicklung ihrer beruflichen Quahfikation 
und an einem umfassenden Gesundheitsschutz wirksam zur Gel- 
tung bringen können. Hierzu sind die Mitbestimmungs- und Mit- 
gestaltungsrechte der Arbeitnehmer auf allen Ebenen zu er- 
weitern. 

Eine aktive Industriepoütik hat neben der Schaffung neuer 
Arbeitsplätze die wichtige Aufgabe, Wirtschaftsbereiche, deren 
internationale Wettbewerbsfähigkeit gefährdet ist, die sich 
schrumpfenden Märkten oder Wettbewerbsverzerrungen durch 
Subventionen und protektionistischen Tendenzen anderer Länder 
gegenübersehen, durch inner- und überbetriebliche Strukturver- 
besserungshilfen wirtschaftüch wieder lebensfähig zu machen. 
Nur durch ein enges Zusammenwirken von Unternehmen und 
Gewerkschaften mit staathcher Initiative können Arbeitsplätze in 
diesen Bereichen im Kern dauerhaft sicherer gemacht werden. 
Unabweisbare Kapazitätsanpassungen sind sozial wirksam zu 
flankieren. 

Regional schwerpunktmäßig auftretende Umstellungen in klassi- 
schen Industrieregionen sind durch den Einsatz investitionsför- 
dernder Initiativen zur Schaffung von Ersatzarbeitsplätzen außer- 
halb der betroffenen Industrien, zur Förderung des Ausbaus wirt- 
schaftsnaher Infrastruktur und durch berufsquaüfizierende Aktio- 
nen entsprechend zu erleichtern. Das regionalpohtische Förder- 
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instrumentarium ist auf die neuen Herausforderungen hin auszu- 
richten. 

Zur Aktivierung der Strukturpolitik gehören auch verstärkte 
Anstrengungen zugunsten kleiner und mittlerer Unternehmen vor 
allem in dem mit größeren Risiken behafteten innovativen Bereich 
u. a. durch eine verbesserte Ausstattung mit Risikokapital. Klei- 
nen und mittleren Unternehmen kommt auch in Zukunft allein 
schon wegen ihrer hohen Anpassungsfähigkeit eine besondere 
Bedeutung zur Überwindung von Arbeitslosigkeit und Wachs- 
tumsschwäche zu. 

Bisher fehlt es in der Bundesrepubhk Deutschland an einer wirk- 
samen zwischen Bund, Ländern und Gemeinden aufeinander 
abgestimmten Strategie einer zukunftsorientierten Strukturpoh- 
tik. Innerhalb der Bundesregierung bestehen ganz offensichtlich 
unterschiedliche Meinungen über eine sachgerechte Ausgestal- 
tung der Industriepolitik trotz starker weltweiter struktureller Ver- 
änderungen. Weil die Bundesregierung kein strukturpohtisches 
Konzept vorgelegt und mit den Ländern abgestimmt hat, betreibt 
jedes Bundesland seine eigene Industrie- und Technologiepohtik. 
Dies führt nicht nur zu einem wettbewerbsverzerrenden Subven- 
tionswettlauf von Ländern und Kommunen, sondern auch zu kost- 
spieligen Doppelförderungen; häufig zu Lasten der wirtschafthch 
schwächeren Regionen. Die fehlende Koordination der struktur- 
pohtischen Aktivitäten der Länder und die Tatsache, daß die 
Bundesregierung sich ihrer gesamtstaathchen Verantwortung 
entzieht, geben zu tiefer Sorge Anlaß. 

Wir fragen daher die Bundesregierung: 

L Strukturpolitische Grundsatzfragen 

1. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß es bei den 
weltwirtschafthchen Veränderungen und einem schnellen 
technologischen Wandel zur Beeinflussung des Wirtschafts- 
ablaufs nicht mehr ausreicht, sich lediglich auf eine Setzung 
globaler Rahmendaten zu beschränken, sondern es hierzu 
auch einer viel stärkeren Aktivierung der Struktur- und Tech- 
nologiepohtik bedarf? 

2. Wird die Bundesregierung die Grundsätze zur Strukturpohtik 
aus dem Jahre 1968 den neuen Gegebenheiten anpassen und 
auch eine gezielte staathche Industrie- und Forschungspohtik 
als einen der Schwerpunkte mit einbeziehen? 

3. Wird die Bundesregierung in Zukunft stärker als bisher eine 
industriepohtische Schwerpunktförderung auch zur Erschhe- 
ßung neuer Wachstumsfelder (Kommunikationswesen, 
Mikroelektronik, Biotechnologie usw.) betreiben, um Wettbe- 
werbsvorteüe anderer Länder auszugleichen und zu mehr 
quahtativem Wachstum zu kommen? 

4. Welche Anstrengungen unternimmt die Bundesregierung, um 
in der sektoralen Strukturpohtik und in der Pohtik für kleine 
und mittlere Unternehmen zu einer besseren Abstimmung mit 
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den Ländern und Gemeinden zu kommen, um einen Subven- 
tionswettlauf und staatliche Doppelförderungen zu ver- 
meiden? 

5. Wie beurteilt die Bundesregierung die strukturpolitischen 
Förderpraktiken insbesondere Baden-Württembergs vor dem 
Hintergrund der strukturpolitischen Grundsätze, wonach die 
Förderpolitik anhand bundeseinheitlicher Kriterien eng auf- 
einander abzustimmen ist? 

6. Wie koordiniert die Bundesregierung die strukturpolitischen 
Aktivitäten der verschiedenen Ressorts (einschließlich Infra- 
struktur- und Bildungsbereich), und wie stimmt sie die Tech- 
nologiepohtik mit den allgemeinen Grundsätzen zur Struktur- 
pohtik ab? 

7. Wie beurteilt die Bundesregieiung die beschäftigungs- und 
wachstumspohtischen Auswirkungen eines Rückgangs kom- 
munaler Investitionstätigkeit gerade auch im Bereich des 
Ausbaus wirtschaftsnaher Infrastruktur, und was will sie im 
Zusammenwirken mit den Ländern und Gemeinden dagegen 
tun, solche Fehlentwicklungen zu beseitigen? 

8. Wann wird die Bundesregierung ihrer Verpflichtung nach 
§ 12 des Gesetzes zur Förderung der Stabihtät und des 
Wachstums der Wirtschaft nachkommen, für Steuervergünsti- 
gungen und Finanzhilfen einen Plan zum vorzeitigen Abbau 
wirtschaftspohtisch nicht mehr so dringücher Subventionen 
vorzulegen (Abbauplan) und darüber hinaus auch bei Erhal- 
tungs- und Anpassungshilfen eine zeitiiche Befristung und 
eine degressive Ausgestaltung vorzusehen? 

9. Welche Anstrengungen imternimmt die Bundesregierung im 
Zusammenwirken mit den Ländern, um bei den Finanzhilfen 
und Steuervergünstigungen eine Umorientierung von struk- 
turkonservierenden Subventionen hin zu den die Wettbe- 
werbs- und Anpassungsfähigkeit stärkenden Hilfen zu er- 
reichen? 

10. Warum hat die Bundesregierimg Finanzhüfen und Steuerver- 
günstigungen aus dem Bereich des Bundesministeriums für 
Forschimg und Technologie nicht mit in dem jüngsten Sub- 
ventionsbericht aufgeführt, und wird hierdurch nicht die Aus- 
sagekraft des gesamten Berichts in Frage gestellt? 

11. Ist es nach Auffassung der Bundesregierung bisher gelungen, 
die ursprünghchen Zielsetzungen der Strukturberichterstat- 
tung zu verwirkhchen und bessere Erkenntnisse über gesamt- 
wirtschafüich relevante, strukturelle Veränderungen sowie 
über die Auswirkungen globaler und strukturpohtischer staat- 
hcher Aktivitäten auf den Wirtschaftskreislauf (Wirkungs- 
und Erfolgskontrolle) zu erhalten, und wo sieht sie Verbesse- 
rungsmöghchkeiten? 

12. Wie will die Bundesregierung den gesellschafthchen Konsens 
über den durch neue Technologien ausgelösten Strukturwan- 
del gewährleisten, und welche Initiativen will sie zur Erwei- 
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terung der Mitbestimmungs- und Mitgestaltungsrechte der 
Arbeitnehmer und ihrer Gewerkschaften in den Betrieben, 
den Unternehmen und im überbetrieblichen Bereich ergrei- 
fen? Welche Möglichkeiten sieht sie für einen technologie- 
politischen Dialog mit den gesellschaftlichen Gruppen? 


IL Sektorale Struktur- und Technologiepolitik 

13. Welche Schlußfolgerungen zieht die Bundesregierung aus der 
Tatsache, daß im Trend ein ständiger Abbau von Arbeitsplät- 
zen im Verarbeitenden Gewerbe stattfindet, gleichzeitig aber 
im Dienstleistungsbereich keine hinreichenden Beschäf- 
tigungsmögüchkeiten zur Kompensation freigesetzter 
Arbeitsplätze entstehen? Wird die Bundesregierung im 
Zusammenwirken mit Ländern und Gemeinden aktiv werden, 
um durch strukturpoütisch gezielte zusätzüche Anreize neue 
Arbeitsplätze z. B. bei den Dienstleistungen und im Hochtech- 
nologiebereich zu schaffen? 

14. Welche technologischen und industriellen Führungspositio- 
nen der USA sind nach Auffassung der Bundesregierung auf 
Aufwendungen für Verteidigung und Weltraum zurückzu- 
führen? 

Welche technologischen und industriellen Führungspositio- 
nen hat die japanische Wirtschaft durch vom MITI abge- 
stimmte und finanzierte Programme errungen? 

Hält die Bundesregierung es für erforderhch, den Startvorteü 
amerikaiüscher und japanischer Unternehmen auf dem Welt- 
markt allein und/oder im Zusammenwirken mit den EG- 
Partnern auszugleichen, und hält sie die bisherigen Ansätze 
in der Forschungs- und Industriepoütik für ausreichend? 

15. Wie beurteüt die Bundesregierung die verschiedenen Aus- 
sagen der wirtschaftswissenschaftüchen Forschungsinstitute 
und der Bundesbank, daß die internationale Wettbewerbs- 
fähigkeit der deutschen Wirtschaft in wichtigen Zukunftsbe- 
reichen, die auTder Anwendung von Spitzentechnologien be- 
ruhen, gefährdet ist und sich der deutsche Export vor allem 
auf Gütergruppen mit stagnierendem bzw. rückläufigem 
Anteil am Welthandel konzentriert? 

16. Welche Technologien sind nach Auffassung der Bundesregie- 
rung in besonderem Maße am Strukturwandel beteiügt, 
welche sind für die Erhaltung unserer Wettbewerbsfähigkeit 
besonders wichtig, wo bestehen gegenüber anderen Ländern 
Rückstände, und wie will die Bundesregierung diese Defizite 
ausgleichen? 

17. Nach welchen Kriterien beurteüt die Bundesregierung, für 
welche Unternehmen und Branchen sie staatliche For- 
schungs- und Entwicklungshilfen (F- und E-Hüfen) zur Ver- 
fügung stellt? 

18. Hält die Bundesregierung die VerteUung direkter und indi- 
rekter F- und E-Förderungshilfen auf Großunternehmer sowie 
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kleine und mittlere Unternehmen für angemessen, und wie 
will sie wettbewerbsverzerrende Wirkungen der F- und E- 
Politik vermeiden? 

19. Beabsichtigt die Bundesregierung zusätzliche Initiativen zur 
Förderung von Technologien, die umweltverträglich und res- 
sotircenschonend sind, und welche Möglichkeiten sieht sie, 
durch technologische Entwicklungen industrielle Produk- 
tionsprozesse zur vorbeugenden Schadensverhütung umzu- 
stellen? 

20. Wie beurteüt die Bimdesregierung den Vorschlag des fran- 
zösischen EG -Memorandums „Eine neue Stufe Europas: Ein 
gemeinsamer Raum für Industrie und Forschung" sowie die 
Aussagen des französischen Staatspräsidenten am 24. Mai 
1984 vor dem Europaparlament, und wird sie sich dafür ein- 
setzen, daß zur Finanzierimg solcher zukunftsweisenden 
Initiativen Finanzmittel aus dem EG-Haushalt umgeschichtet 
werden können? 

21. Wie beurteilt die Bundesregierung das „Rahmenprogramm 
der wissenschaftlichen und technischen Tätigkeiten der EG 
1984 bis 1987 " , und ward sie sich dafür einsetzen, daß entspre- 
chende Finanzmittel bereitgestellt werden? 

///. Regionalpolitik und Politik für kleine und mittlere 
Unternehmen 

22. Welche Auswirkungen haben Strukturveränderungen in der 
internationalen Arbeitsteüung auf die wirtschaftliche Ent- 
wicklung in den einzelnen Regionen? 

23. Strebt die Bundesregierung bei der hohen strukturellen 
Arbeitslosigkeit in klassischen Industrieregionen eine bald- 
mögliche Änderung der Abgrenzung der regionalen Förder- 
gebiete in dem Sinne an, daß dabei Höhe und Dauer der 
Arbeitslosigkeit einen entscheidenden Einfluß erhalten? 

24. Welche beschäftigungspolitischen Wirkungen hat die Bun- 
desregierung bisher mit den am 22. März 1982 für die Stahl- 
standorte Bochum, Dortmund und Duisburg beschlossenen 
Ersatzarbeitsplatzprogrammen erreicht, mit denen bis zum 
Jahre 1985 insgesamt 37 500 Arbeitsplätze geschaffen werden 
sollten? Welche Rückwrirkungen ergeben sich aus den Erfah- 
rungen für die anderen inzwaschen beschlossenen Ersatzar- 
beitsplatzprogramme? 

25. Ist die Bundesregierung bereit, sich für eine Umorientierung 
der regionalpolitischen Fördermaßnahmen für Gebiete mit 
strukturellen Anpassungsproblemen und hoher struktureller 
Arbeitslosigkeit einzusetzen, z.B. durch gezielte Initiativen 
zur 

— Existenzgründung und Modernisierung im industriellen 
und handwerklichen Bereich und bei den Dienstleistungen 
(einschließlich Beratungen), 

— Wiederaufbereitung und Erschließung von Industrie- 
gelände, 
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— Verbesserung wirtschaftsnaher Infrastruktur und im Wohn- 
bereich (einschheßhch des Wohnumfeldes), 

— Verminderung von Umweltbelastungen (einschheßhch 
Sanierung von Altlasten und Beseitigung von Gemenge- 
lagen), 

— besseren beruflichen Quahfizierung der Arbeitnehmer? 

26. Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung neben der 
Sachkapital- auch der gezielten Förderung der Humankapi- 
talbildung (höhere berufliche Quahfizierung, F- und E-Per- 
sonalkosten) zur Bewältigung des Strukturwandels bei? 

27. Welche Anstrengungen unternimmt die Bundesregierung, um 
bei der Regionalförderung sicherzustellen, daß durch geför- 
derte Betriebsverlagerungen in strukturschwache Gebiete 
nicht Arbeitsplätze am bisherigen Standort vernichtet, son- 
dern hier zumindest die gleiche Anzahl von Arbeitsplätzen in 
den begünstigten Unternehmen erhalten bleibt? 

28. Welche zusätzhchen Initiativen wdrd die Bundesregierung 
ergreifen, um in noch stärkerem Maße als bisher Neugrün- 
dungen und auch Betriebserweiterungen vor ahem kleiner 
und mittlerer Unternehmen im hochinnovativen Bereich zu 
fördern? 

29. Wie beurteüt die Bundesregierung die Wirkungen steuer- 
hcher Begünstigungen von in Unternehmen reinvestierten 
Gewönnen? 

30. Ist die Bundesregierung bereit, sich mit ihrer gesamten Pohtik 
für kleine und mittlere Unternehmen in enger Zusammen- 
arbeit mit den Ländern in stärkerem Maße als bisher in 
Industrierevieren mit schwerwiegenden strukturellen Anpas- 
sungsproblemen zu engagieren, um einen Beitrag zum Abbau 
hoher struktureller Arbeitslosigkeit und zum Ausgleich der 
bisher fehlenden Ausgewogenheit in der Zusammensetzung 
der Betriebsgrößen zu leisten? 


Bonn, den 24. Juli 1984 
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